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Einleitung 

Die Kriegserklärung und der Friedensschluß haben als Teil der „aus-
wärtigen Gewalt"1 in den Epochen deutscher Verfassungsgeschichte eine 
unterschiedliche Regelung erfahren.  Im Ständestaat lag die Entschei-
dung über das jus bel l i et pacis in den Händen der Fürsten und der 
Stände; im absolutistisch regierten Staat konzentrierte der Herr-
scher neben fast allen anderen Rechten auch die Entscheidung über 
Krieg und Frieden bei seiner Person. Im Konstitutionalismus entschied 
der Monarch die Frage, ob ein Krieg geführt  werden sollte, allein, 
während er beim Friedensschluß unter Umständen der Mi twi rkung 
der Volksvertretung bedurfte.  Im demokratisch-parlamentarischen 
Staat schließlich setzte sich eine maßgebliche Beteiligung der Volks-
vertretung an der Kriegsentscheidung und beim Friedensschluß durch. 

Diese unterschiedlichen Regelungen bedürfen der näheren Erklä-
rung. Dabei wi rd einerseits auch ganz allgemein auf die Verfassungs-
struktur und das Verfassungsverständnis  der einzelnen historischen 
Epochen einzugehen sein und darauf geachtet werden müssen, daß die 
jeweilige konkrete Verfassungsgestaltung in der Regel gleichzeitig ein 
Ausdruck der allgemeinen politischen Verhältnisse ist. 

Bei der Suche nach weiteren Faktoren für die unterschiedliche Aus-
gestaltung der Entscheidung über Krieg und Frieden wi rd dem Aspekt 
der stetigen Ausdifferenzierung  der rechtlichen Regelungen besondere 
Beachtung zu schenken sein. Denn eine unter Sachgesichtspunkten ge-
troffene  Differenzierung  vermag auch Recht politisch zu neutralisieren. 
Hier wäre die Unterscheidung in „staatsexternen" und „staatsinternen" 
Bereich, in Völkerrecht und Staatsrecht ebenso zu nennen, wie der 
Wandel der personalen Verfassungsstruktur  im Mittelalter zur funk-
tionalen Verfassungsstruktur  der Gegenwart, woraus resultiert, daß 
Begriffen  wie „Staat", „Gesellschaft" und „Repräsentation" nicht in 
jeder Epoche deutscher Verfassungsgeschichte die gleiche Bedeutung 
zukommt. Weiterhin soll wegen des Einflusses auf das staatsrechtliche 
jus bel l i et pacis auch auf die völkerrechtlichen Restriktionen im Hin-
blick auf das gewaltsame Austragen von Streitigkeiten eingegangen 
werden. 

1 Vgl. dazu Reichel, S. 21 ff.;  Sachau, S. 52 ff.;  Weiß, S. 55 ff. 
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20 Einlei tung 

Dabei darf  nicht verkannt werden, daß die Kriegsentscheidung und 
auch der Friedensschluß nicht nur folgenschwere staatspolitische Ent-
scheidungen darstellen, sondern auch eine existentielle Entscheidung 
für den einzelnen Menschen. Die Staatsbürger werden betroffen,  sei 
es, daß sie als Soldaten oder als Zivil isten beim Kampf im äußersten 
Fall ihr Leben verlieren, sei es, daß ihnen nach einem Friedensschluß 
Lasten aufgebürdet werden oder daß sie territorial und personal einem 
anderen Staatsverband zugeschrieben werden. Aus der Betroffenheit 
aller Bürger als Individuen resultiert die Frage nach dem Ausmaß 
der Beteiligung der Bevölkerung an der Entscheidung über Krieg und 
Frieden. 

Andererseits kommt der Rückkoppelung der in die staatsexternen 
Bereiche gerichteten Entscheidung über Krieg und Frieden nach innen 
und ihrer verfassungsrechtlichen  Ausgestaltungen ein hoher Aussage-
wert für die Verfassungsverhältnisse  zu. Denn bei der Kriegsent-
scheidung und eingeschränkt auch beim Friedensschluß wi rd staatli-
ches Handeln in einer Extremsituation gefordert;  gerade die Kompe-
tenzen für Extremsituationen spiegeln aber die in das Verfassungsrecht 
transponierte M acht vert eilung in einem Staat wider2. Zwischen den 
allgemeinen Verfassungsstrukturen  und der konkreten Verfassungs-
bestimmung, hier, der Entscheidung über Krieg und Frieden, kann so-
mi t eine Wechselwirkung festgestellt werden. 

Betrachtet man die Entscheidung über Krieg und Frieden unter die-
sen Aspekten, so w i rd dies auch unweigerlich zu der Frage führen, ob 
und inwieweit sich die Verfassungspraxis  an die entsprechenden Ver-
fassungsnormen gehalten hat. Denn die Kriegsentscheidung wi rd eben-
so wie der Friedensschluß, sofern der Krieg verloren ist, in einer 
Zwangslage getroffen.  Die zur politischen Entscheidung berufenen 
Staatsorgane sehen sich einer notstandsähnlichen Situation gegen-
über, in der Norm und Realität in ein Spannungsverhältnis treten und 
in der sich zumindest die Frage stellt, ob die Norm zur Erfassung der 
Realität noch hinreichend flexibel ist. 

Die Arbeit gliedert sich in vier Teile. Entsprechend der Einteilung 
in Verfassungsepochen behandelt der erste Teil die Einbindung der 
Entscheidung über Krieg und Frieden in das ständisch-absolutistische, 
der zweite in das konstitutionelle und der dritte in das parlamenta-
risch-demokratische Verfassungssystem. Der Beginn der Untersuchung 
im späten Mittelalter liegt darin begründet, daß seit dem 13. Jahrhun-
dert der Zerfall  des Sacrum Imperium Romanum sich beschleunigt 
und die Anfänge der Ausbildung der Territorien als Vorformen des 

2 Vgl. dazu Schmitt, Politische Theologie, S. 11: „Souverän ist, wer über den 
Ausnahmezustand entscheidet." 
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modernen Staates sichtbar werden. Darüber hinaus ist die Kenntnis 
der mittelalterlichen Rechts- und Verfassungsstruktur  sowie das Ver-
ständnis und die Funktion des Krieges und des Friedens im Mittelalter 
für die neuzeitliche Verfassungsentwicklung bedeutungsvoll. 

Der vierte Teil der Abhandlung befaßt sich mit der gegenwärtigen 
Rechtslage. Obgleich die grundgesetzliche Regelung des jus bell i et 
pacis noch der parlamentarisch-demokratischen Verfassungsepoche zu-
gerechnet werden muß, wurde ihr wegen der Gegenwartsbezogenheit 
ein besonderes Kapitel gewidmet. 

Politisch bedeutsam erscheinen dabei heute insbesondere die Frage, ob 
der Einsatz der Streitkräfte  zur Verteidigung gegen staatsexterne Ge-
waltanwendung nach dem Grundgesetz einer parlamentarischen Legi-
t imation bedarf,  und das Verhältnis zwischen Friedensvertrag und 
Staatsverfassung, was erstmals beim Abschluß des Versailler Friedens-
vertrages problematisch wurde. 

Schließlich sei noch bemerkt, daß aus Gründen der Begrenzung des 
Themas viele Gesichtspunkte und Aspekte unberücksichtigt bleiben 
mußten, so die verfassungsrechtliche  Ausgestaltung des jus bell i et 
pacis in den Reichsstädten und den republikanischen Städten des 
Deutschen Bundes. 




